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Dritte Satzung zur Änderung der Hauptsatzung der Hansestadt Stralsund 
Beschluss-Nr. 2014-VI-01-0004 vom 26.06.2014 

 
Aufgrund des § 5 Absatz 2 der Kommunalverfassung für das Land Mecklenburg-Vorpommern in der Fassung der Bekanntma-
chung vom 13.07.2011 (KV M-V, GVOBl. M-V S. 777, 833) wird nach Beschlussfassung der Bürgerschaft vom 26.06.2014 und 
Anzeige bei der Rechtsaufsichtsbehörde die folgende dritte Satzung zur Änderung der Hauptsatzung der Hansestadt Stralsund 
erlassen: 
 

Artikel 1 – Änderung der Hauptsatzung 
Die Hauptsatzung der Hansestadt Stralsund vom 03.03.2012 (Bürgerschaftsbeschluss Nr. 2011-V-11-0621 vom 08.12.2011), 
bekannt gemacht im Amtsblatt der Hansestadt Stralsund Nr. 1/2012 vom 02.03.2012, zuletzt geändert am 24.01.2013 (Bürger-
schaftsbeschluss Nr. 2013-V-01-0890) wird wie folgt geändert: 
 

§ 6 Absatz 1 Satz 1  wird wie folgt neu gefasst: 
 

Die Bürgerschaft wählt aus ihrer Mitte die/den Vorsitzenden sowie in der gewählten Reihenfolge eine/n erste/n und eine/n zwei-
te/n  StellvertreterIn  der/des Vorsitzenden.  
 

Artikel 2 – In-Kraft-Treten 
Diese Satzung tritt mit Wirkung vom 26.06.2014 in Kraft. 
 
Stralsund, 25.07.2014  

 
Dr.-Ing. Badrow   
Oberbürgermeister 

  
   
 
Bekanntmachungsanordnung: 
 

Die vorstehende, dem Innenministerium Mecklenburg-Vorpommern als zuständige Rechtsaufsichtsbehörde mit Schreiben vom 
24.07.2014 angezeigte Satzung (3. Änderung der Hauptsatzung) wird hiermit nach § 5 Abs. 4 Satz 1 KV M-V öffentlich bekannt 
gemacht. 
 
Hinweis nach § 5 Abs. 5 KV M-V: 
 

Soweit beim Erlass dieser Satzung gegen Verfahrens- und Formvorschriften verstoßen wurde, die in der Kommunalverfassung 
für das Land Mecklenburg-Vorpommern in der Fassung der Bekanntmachung vom 13.07.2011 (GVOBl. M-V, S. 777, 833) ent-
halten oder aufgrund dieser erlassen worden sind, können diese Verstöße gemäß § 5 Abs. 5 KV M-V nur innerhalb eines Jahres 
seit der öffentlichen Bekanntmachung, und zwar schriftlich unter Bezeichnung der verletzten Vorschrift und der Tatsache, aus 
der sich der Verstoß ergibt, gegenüber der Hansestadt Stralsund geltend gemacht werden. 
 

Abweichend hiervon kann eine Verletzung von Anzeige-, Genehmigungs- oder Bekanntmachungsvorschriften stets geltend 
gemacht werden, § 5 Abs. 5 Satz 3 KV M-V. 
 
Stralsund, 25.07.2014 

 
Dr.-Ing. Badrow   
Oberbürgermeister 
  
 
 

 
Vierte Satzung zur Änderung der Hauptsatzung der Hansestadt Stralsund 

Beschluss-Nr. 2014-VI-01-0016 vom 26.06.2014 
 
Aufgrund des § 5 Absatz 2 der Kommunalverfassung für das Land Mecklenburg-Vorpommern in der Fassung der Bekanntma-
chung vom 13.07.2011 (KV M-V, GVOBl. M-V S. 777,833) wird nach Beschlussfassung der Bürgerschaft vom 26.06.2014 und 
Anzeige bei der Rechtsaufsichtsbehörde die folgende vierte Satzung zur Änderung der Hauptsatzung der Hansestadt Stralsund 
erlassen: 
 
Artikel 1 – Änderung der Hauptsatzung 
Die Hauptsatzung der Hansestadt Stralsund vom 03.03.2012 (Bürgerschaftsbeschluss Nr. 2011-V-11-0621 vom 08.12.2011), 
bekannt gemacht im Amtsblatt der Hansestadt Stralsund Nr. 1/2012 vom 02.03.2012, zuletzt geändert am 24.01.2013 (Bürger-
schaftsbeschluss Nr. 2013-V-01-0890) wird wie folgt geändert: 
 

§ 11 Absatz 2 Nr. 5. wird wie folgt neu gefasst: 
 

Ausschuss für Bildung, Hochschule, Kultur und Sport   
für Kulturförderung und Kulturentwicklung, Zusammenarbeit mit der Fachhochschule, Schulverwaltung und Schulentwicklung 
sowie Sportförderung und Sportentwicklung zuständig; 
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Artikel 2 – In-Kraft-Treten 
Diese Satzung tritt mit Wirkung vom 26.06.2014 in Kraft. 
 
Stralsund, 25.07.2014  

 
Dr.-Ing. Badrow   
Oberbürgermeister 
  
 
Bekanntmachungsanordnung: 
 

Die vorstehende, dem Innenministerium Mecklenburg-Vorpommern als zuständige Rechtsaufsichtsbehörde mit Schreiben vom 
24.07.2014 angezeigte Satzung (4. Änderung der Hauptsatzung) wird hiermit nach § 5 Abs. 4 Satz 1 KV M-V öffentlich bekannt 
gemacht. 
 
Hinweis nach § 5 Abs. 5 KV M-V: 
 

Soweit beim Erlass dieser Satzung gegen Verfahrens- und Formvorschriften verstoßen wurde, die in der Kommunalverfassung 
für das Land Mecklenburg-Vorpommern in der Fassung der Bekanntmachung vom 13.07.2011 (GVOBl. M-V, S. 777, 833) ent-
halten oder aufgrund dieser erlassen worden sind, können diese Verstöße gemäß § 5 Abs. 5 KV M-V nur innerhalb eines Jahres 
seit der öffentlichen Bekanntmachung, und zwar schriftlich unter Bezeichnung der verletzten Vorschrift und der Tatsache, aus 
der sich der Verstoß ergibt, gegenüber der Hansestadt Stralsund geltend gemacht werden. 
 

Abweichend hiervon kann eine Verletzung von Anzeige-, Genehmigungs- oder Bekanntmachungsvorschriften stets geltend 
gemacht werden, § 5 Abs. 5 Satz 3 KV M-V. 
 
Stralsund, 25.07.2014 

 
Dr.-Ing. Badrow   
Oberbürgermeister 
  
 
 
 

 
Städtebauliche Entwicklung des Quartiers 33 

Beschluss-Nr. 2014-V-04-1137 vom 15.05.2014 
 
Die Bürgerschaft der Hansestadt Stralsund beschließt: 
 

I. Folgende Leitlinien werden der städtebaulichen Entwicklung des Quartiers 33 zugrunde gelegt: 
 

1. Zur Erhöhung des Wohnanteils in der Stralsunder Altstadt sollen die städtischen Grundstücke parzellenweise vorwie-
gend an unterschiedliche Selbstnutzer zu Wohnzwecken veräußert werden. Die Errichtung von Mehrfamilienhäusern 
bzw. Geschosswohnungsbauten soll auf die Eckgrundstücke des Quartiers beschränkt sein.   

 
2. Die Ziele des Rahmenplans Altstadt einer kleinteiligen Blockrandbebauung sollen mit einem hohen Freiflächenanteil im 

Inneren des Quartiers mit privaten Gartenanteilen („grüne Höfe“) verbunden werden.  
 

3. Die Vielfalt der Selbstnutzer soll sich einerseits in einem individuellen Erscheinungsbild der einzelnen Gebäude ausdrü-
cken und gleichzeitig in ein gestalterisches Gesamtkonzept einfügen. Um ein hohes Maß an Baukultur sicherzustellen, 
sollen sämtliche Bebauungskonzepte für Grundstücke im Treuhandsondervermögen vor Veräußerung durch den Ge- 
 staltungsbeirat begutachtet werden. 

 
4. Für das Quartier wird ein Stellplatzkonzept entwickelt, das den gesamten Stellplatzbedarf des Quartiers bei gleichzeiti-

ger Minimierung der versiegelten Fläche im Quartiersinneren abdeckt. 
 
5. Die Bebauung des Quartiers soll modellhaft Möglichkeiten einer nachhaltigen Bauweise und effizienten Energieversor-

gung aufzeigen, die dem Charakter der denkmalgeschützten Altstadt und UNESCO-Welterbestätte Rechnung tragen.  
 

II. Die Aufstellung des Bebauungsplanes Nr. 133 gem. § 13a BauGB (Bebauungsplan der Innenentwicklung) erfolgt im 
beschleunigten Verfahren, ohne die Durchführung einer Umweltprüfung. 

 
Stralsund, 16.06.2014  
 
gez. Dr.-Ing. Alexander Badrow 
Oberbürgermeister 
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Amtliche Bekanntmachung 
Haushaltssatzung der Hansestadt Stralsund für das Haushaltsjahr 2014 

 
Aufgrund der §§ 45 ff Kommunalverfassung des Landes Mecklenburg-Vorpommern wird nach Beschluss der Bürgerschaft der 
Hansestadt Stralsund vom 23.01.2014 und mit Genehmigung der Rechtsaufsichtsbehörde folgende Haushaltssatzung erlassen: 
 

§ 1 Ergebnis- und Finanzhaushalt 
 

Der Haushaltsplan für das Haushaltsjahr 2014 wird 
 
 

1. im Ergebnishaushalt 
a) der Gesamtbetrag der ordentlichen Erträge auf                                101.695.800,00 EUR 
 der Gesamtbetrag der ordentlichen Aufwendungen auf                             108.470.300,00 EUR 
 der Saldo der ordentlichen Erträge und Aufwendungen auf                          -   6.774.500,00 EUR 
 

b)  der Gesamtbetrag der außerordentlichen Erträge auf                                         0,00 EUR 
 der Gesamtbetrag der außerordentlichen Aufwendungen auf                             0,00 EUR 
 der Saldo der außerordentlichen Erträge und Aufwendungen auf                                    0,00 EUR 
 

c)  das Jahresergebnis vor Veränderung der Rücklagen auf                           -   6.774.500,00 EUR 
 die Einstellung in Rücklagen auf                                                   0,00 EUR 
 die Entnahmen aus Rücklagen auf                                            4.815.800,00 EUR 
 das Jahresergebnis nach Veränderung der Rücklagen auf                          -    1.958.700,00 EUR 
 
2. im Finanzhaushalt 
a)  die ordentlichen Einzahlungen auf                                          95.562.300,00 EUR 
 die ordentlichen Auszahlungen auf                                          98.453.800,00 EUR 
 der Saldo der ordentlichen Ein- und Auszahlungen auf                           -    2.891.500,00 EUR 
 

b) die außerordentlichen Einzahlungen auf                                                 0,00 EUR 
 die außerordentlichen Auszahlungen auf                                                        0,00 EUR 
 der Saldo der außerordentlichen Ein- und Auszahlungen auf                                       0,00 EUR 
 

c) die Einzahlungen aus Investitionstätigkeit auf                                   24.603.600,00 EUR 
 die Auszahlungen aus Investitionstätigkeit auf                                   25.691.700,00 EUR 
 der Saldo der Ein- und Auszahlungen aus Investitionstätigkeit auf                  -   1.088.100,00 EUR 
 

d) die Einzahlungen aus Finanzierungstätigkeit auf                                         145.382.500,00 EUR 
 die Auszahlungen aus Finanzierungstätigkeit auf                                           141.402.900,00 EUR 
 der Saldo der Ein- und Auszahlungen aus Finanzierungstätigkeit  
auf                                                              +   3.979.600,00 EUR 
 
festgesetzt. 
 

 
§ 2 Kredite für Investitionen und Investitionsförderungsmaßnahmen 

 

Kredite zur Finanzierung von Investitionen und Investitionsförderungsmaßnahmen werden nicht veranschlagt.  
 
 

§ 3 Verpflichtungsermächtigungen 
 

Der Gesamtbetrag der Verpflichtungsermächtigungen wird festgesetzt auf                    6.476.000,00 EUR 
 
 

§ 4 Kredite zur Sicherung der Zahlungsfähigkeit 
 

Der Höchstbetrag der Kredite zur Sicherung der Zahlungsfähigkeit wird festgesetzt auf                  32.000.000,00 EUR 
 
 

§ 5 Hebesätze 
 

Die Hebesätze für die Realsteuern werden wie folgt festgesetzt: 
 
1.  Grundsteuer 

a) für die land- und forstwirtschaftlichen Flächen  (Grundsteuer A) auf      300  v.H. 
     b) für die Grundstücke (Grundsteuer B) auf                  500  v.H. 
 
2.  Gewerbesteuer auf                               420  v.H. 
 
 

§ 6 Stellen gemäß Stellenplan 
 

Die Gesamtzahl der im Stellenplan ausgewiesenen Stellen beträgt 562,94 Vollzeitäquivalente (VzÄ). 
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§ 7 Eigenkapital 

 

Der Stand des Eigenkapitals zum 31.12. des Haushaltsvorvorjahres betrug                     - EUR 
Der voraussichtliche Stand des Eigenkapitals zum 31.12. des Haushaltsvorjahres beträgt               - EUR 
und zum 31.12. des Haushaltsjahres                                       - EUR 
 
                                                             

§ 8 Weitere Vorschriften 
 

1. Der Oberbürgermeister wird ermächtigt, im Verlaufe der Haushaltsdurchführung bestimmte Aufwendungen und Auszahlungen 
im Sinne des § 19 GemHVO als Bewirtschaftungsverfügungen zu sperren. Diese Bewirtschaftungsverfügungen können erforder-
lich sein, um eine möglichst gleichmäßige Ausgabenverteilung über das gesamte Jahr zur Vermeidung von Kassenkrediten zu 
erreichen bzw. die Aufnahme von Kassenkrediten möglichst gering zu halten oder um den Haushaltsausgleich von vornherein 
zentral beeinflussen zu können. 
 
2. Die Bewirtschaftungsregelungen in Ausführung des Haushaltsplanes 2014 gem. Punkt 1.2 sowie die Bewirtschaftungsrege-
lungen je Teilhaushalt werden für verbindlich erklärt.   
 
 
Die rechtsaufsichtliche Genehmigung wurde am 31.07.2014 erteilt. 
 
Stralsund, 05.08.2014 

i. V.               
Dr.- Ing. Alexander Badrow    
Oberbürgermeister 
 
 
 
Bekanntmachungsanordnung: 
 
Der Minister für Inneres und Sport des Landes M-V als zuständige Rechtsaufsichtsbehörde hat mit Az: II-174-6100E-2014/029-
002 am 31.07.2014 für die vorstehende Haushaltssatzung 2014 der Hansestadt Stralsund folgende Entscheidungen getroffen: 

 
1. Gemäß § 54 Abs. 4 der Kommunalverfassung für das Land Mecklenburg-Vorpommern (KV M-V) wird der in § 3 der Hauhalts-
satzung festgesetzte Gesamtbetrag der Verpflichtungsermächtigungen teilweise in Höhe von 1.476.000,00 EUR genehmigt.  

 
2. Gemäß § 53 Abs. 3 KV M-V wird der in § 4 der Haushaltssatzung festgesetzte Höchstbetrag der Kredite zur Sicherung der 
Zahlungsfähigkeit teilweise in Höhe von 29.000.000 EUR mit einer Auflage genehmigt.  

 
3. Der nach § 55 KV M-V genehmigungspflichtige Stellenplan wird mit Auflagen genehmigt.   
 
                  S                Sofern Höhergruppierungen/ -bewertungen auf Grund von  
Mit dieser Bekanntmachungsanordnung wird nach § 5 Abs. 4 Satz 1 KV M-V die Haushaltssatzung 2014 öffentlich bekannt ge-
macht. 
Die Haushaltssatzung und der Haushaltsplan 2014 sowie dessen Anlagen liegen zur Einsichtnahme im Kämmereiamt, Heil-
geiststr. 63, öffentlich aus. 
 
 
Hinweis 
Soweit beim Erlass o. g. Satzung gegen Verfahrens- und Formvorschriften verstoßen wurde, können diese gem. § 5 Abs. 5 der 
Kommunalverfassung für das Land Mecklenburg-Vorpommern nach Ablauf eines Jahres seit dieser öffentlichen Bekanntma-
chung nicht mehr geltend gemacht werden. Diese Einschränkung gilt nicht für die Verletzung von Anzeige-, Genehmigungs- 
oder Bekanntmachungsvorschriften. 
 
 
Stralsund, 05.08.2014  

i. V.               
Dr.- Ing. Alexander Badrow    
Oberbürgermeister 
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Amtliche Bekanntmachung 

Haushaltssatzung des Städtebaulichen Sondervermögens  
der Hansestadt Stralsund/Altstadtinsel für das Haushaltsjahr 2014 

 
Aufgrund des § 64 Abs. 2 und 4 mit den §§ 45 ff Kommunalverfassung des Landes Mecklenburg-Vorpommern wird nach Be-
schluss der Bürgerschaft der Hansestadt Stralsund vom 23.01.2014 und mit Genehmigung der Rechtsaufsichtsbehörde folgende 
Haushaltssatzung erlassen: 
 

§ 1 Ergebnis- und Finanzhaushalt 
 

Der Haushaltsplan für das Haushaltsjahr 2014 wird 
 

1. im Ergebnishaushalt 
a) der Gesamtbetrag der ordentlichen Erträge auf                                 14.816.295,00  EUR 
 der Gesamtbetrag der ordentlichen Aufwendungen auf                              14.816.295,00  EUR 
 der Saldo der ordentlichen Erträge und Aufwendungen auf                                             0,00  EUR 
 

b)  der Gesamtbetrag der außerordentlichen Erträge auf                                         0,00  EUR 
 der Gesamtbetrag der außerordentlichen Aufwendungen auf                                    0,00  EUR 
 der Saldo der außerordentlichen Erträge und Aufwendungen auf                          0,00  EUR 
 

c)  das Jahresergebnis vor Veränderung der Rücklagen auf                                   0,00  EUR 
 die Einstellung in Rücklagen auf                                           0,00  EUR 
 die Entnahmen aus Rücklagen auf                                                 0,00  EUR 
 das Jahresergebnis nach Veränderung der Rücklagen auf                                              0,00  EUR 
 
2. im Finanzhaushalt 
a)  die ordentlichen Einzahlungen auf                                       14.340.166,00  EUR 
 die ordentlichen Auszahlungen auf                                       13.880.200,00  EUR 
 der Saldo der ordentlichen Ein- und Auszahlungen auf                                    459.966,00 EUR 
 

b) die außerordentlichen Einzahlungen auf                                       0,00 EUR 
 die außerordentlichen Auszahlungen auf                                      0,00 EUR 
 der Saldo der außerordentlichen Ein- und Auszahlungen auf                          0,00 EUR 
 

c) die Einzahlungen aus Investitionstätigkeit auf                                   14.121.459,00 EUR 
 die Auszahlungen aus Investitionstätigkeit auf                                   12.964.800,00 EUR 
 der Saldo der Ein- und Auszahlungen aus Investitionstätigkeit auf 1.156.659,00 EUR 
 

d) die Einzahlungen aus Finanzierungstätigkeit auf                                          27.525.000,00 EUR 
 die Auszahlungen aus Finanzierungstätigkeit auf                                           29.141.625,00 EUR 
 der Saldo der Ein- und Auszahlungen aus Finanzierungstätigkeit auf                                   - 1.616.625,00 EUR 
 
festgesetzt. 
 
 

§ 2 Kredite für Investitionen und Investitionsförderungsmaßnahmen 
 

Der Gesamtbetrag der vorgesehenen Kreditaufnahmen ohne Umschuldungen 
(Kreditermächtigung) wird festgesetzt auf                                        0,00 EUR 
 

 
§ 3 Kredite zur Sicherung der Zahlungsfähigkeit 

 

Der Höchstbetrag der Kredite zur Sicherung der Zahlungsfähigkeit wird festgesetzt auf                                             0,00 EUR 
 

 
§ 4 Verpflichtungsermächtigungen 

 

Der Gesamtbetrag der Verpflichtungsermächtigungen wird festgesetzt auf                  8.575.290,00 EUR 
 
 

§ 5 Eigenkapital 
 

Der Stand des Eigenkapitals zum 31.12. des Haushaltsvorvorjahres betrug                         -  EUR 
Der voraussichtliche Stand des Eigenkapitals zum 31.12. des Haushaltsvorjahres 
beträgt                                                      -  EUR 
und zum 31.12. des Haushaltsjahres                                        -  EUR 
   
 

§ 6 Bewirtschaftungsregelungen 
 

Alle Ansätze für Aufwendungen und Ansätze für Auszahlungen werden für gegenseitig deckungsfähig erklärt. 
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Ansätze für Auszahlungen aus der Investitionstätigkeit sind ebenfalls gegenseitig deckungsfähig.  
Mehraufwendungen und Mehrauszahlungen gelten nach den zuvor genannten Regelungen nicht als überplanmäßige Aufwen-
dungen und Auszahlungen, solange eine Deckung innerhalb des städtebaulichen Sondervermögens gewährleistet ist. 
Mehrerträge und Mehreinzahlungen dürfen für Mehraufwendungen bzw. Mehrauszahlungen verwendet werden. 
Die Eröffnung neuer Sachkonten innerhalb eines Sondervermögens ist möglich, soweit es die Aufgabenerfüllung erfordert und 
die finanzielle Deckung gewährleistet ist. 
 

Die rechtsaufsichtliche Genehmigung wurde am 31.07.2014 erteilt. 
 
Stralsund, 05.08.2014 

i. V.               
Dr.- Ing. Alexander Badrow    
Oberbürgermeister 
 
 
 
Bekanntmachungsanordnung: 
 

Der Minister für Inneres und Sport des Landes M-V als zuständige Rechtsaufsichtsbehörde hat mit Az: II-174-6100E-2014/029-
002 am 31.07.2014 für die vorstehende Haushaltssatzung 2014 der Hansestadt Stralsund folgende Entscheidung getroffen: 

 

Der in § 4 der Haushaltssatzung des Städtebaulichen Sondervermögens „Altstadtinsel“ festgesetzte Gesamtbetrag der Verpflich-
tungsermächtigungen in Höhe von 8.575.300,00 EUR wird gemäß §§ 64 Abs. 4, 54 Abs. 4 KV M-V vollständig genehmigt.  
               S                Sofern Höhergruppierungen/ -bewertungen auf Grund von  
Mit dieser Bekanntmachungsanordnung wird nach § 5 Abs. 4 Satz 1 KV M-V die Haushaltssatzung des Städtebaulichen Son-
dervermögens „Altstadtinsel“ 2014 öffentlich bekannt gemacht. 
Die Haushaltssatzung und der Haushaltsplan des Städtebaulichen Sondervermögens „Altstadtinsel“ 2014 sowie dessen Anlagen 
liegen zur Einsichtnahme im Kämmereiamt, Heilgeiststr. 63, öffentlich aus. 
 
Hinweis 
Soweit beim Erlass o. g. Satzung gegen Verfahrens- und Formvorschriften verstoßen wurde, können diese gem. § 5 Abs. 5 der 
Kommunalverfassung für das Land Mecklenburg-Vorpommern nach Ablauf eines Jahres seit dieser öffentlichen Bekanntma-
chung nicht mehr geltend gemacht werden. Diese Einschränkung gilt nicht für die Verletzung von Anzeige-, Genehmigungs- 
oder Bekanntmachungsvorschriften. 
 
Stralsund, 05.08.2014 

i. V.               
Dr.- Ing. Alexander Badrow    
Oberbürgermeister 
 
 

 
Amtliche Bekanntmachung 

Haushaltssatzung des Städtebaulichen Sondervermögens  
der Hansestadt Stralsund/Grünhufe für das Haushaltsjahr 2014 

 
Aufgrund des § 64 Abs. 2 und 4 mit den §§ 45 ff Kommunalverfassung des Landes Mecklenburg-Vorpommern wird nach Be-
schluss der Bürgerschaft der Hansestadt Stralsund vom 23.01.2014 und mit Genehmigung der Rechtsaufsichtsbehörde folgende 
Haushaltssatzung erlassen: 
 

§ 1 Ergebnis- und Finanzhaushalt 
 

Der Haushaltsplan für das Haushaltsjahr 2014 wird 
 

1. im Ergebnishaushalt 
a) der Gesamtbetrag der ordentlichen Erträge auf                                  2.948.700,00 EUR 
 der Gesamtbetrag der ordentlichen Aufwendungen auf                               2.948.700,00   EUR 
 der Saldo der ordentlichen Erträge und Aufwendungen auf                                           0,00  EUR 
 

b)  der Gesamtbetrag der außerordentlichen Erträge auf                                    0,00 EUR 
 der Gesamtbetrag der außerordentlichen Aufwendungen auf                                 0,00 EUR 
 der Saldo der außerordentlichen Erträge und Aufwendungen auf                       0,00 EUR 
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c)  das Jahresergebnis vor Veränderung der Rücklagen auf                                0,00 EUR 
 die Einstellung in Rücklagen auf                                        0,00 EUR 
 die Entnahmen aus Rücklagen auf                                              0,00 EUR 
 das Jahresergebnis nach Veränderung der Rücklagen auf                                           0,00 EUR 
 
2. im Finanzhaushalt 
a)  die ordentlichen Einzahlungen auf                                        3.989.536,00   EUR 
 die ordentlichen Auszahlungen auf                                        2.946.700,00   EUR 
 der Saldo der ordentlichen Ein- und Auszahlungen auf                               1.042.836,00   EUR 
 

b) die außerordentlichen Einzahlungen auf                                  0,00  EUR 
 die außerordentlichen Auszahlungen auf                                 0,00 EUR 
 der Saldo der außerordentlichen Ein- und Auszahlungen auf                        0,00 EUR 
 

c) die Einzahlungen aus Investitionstätigkeit auf                          1.004.464,00  EUR 
 die Auszahlungen aus Investitionstätigkeit auf                                   2.712.500,00 EUR 
 der Saldo der Ein- und Auszahlungen aus Investitionstätigkeit auf                  -1.708.036,00 EUR 
 

d) die Einzahlungen aus Finanzierungstätigkeit auf                                          5.659.200,00 EUR 
 die Auszahlungen aus Finanzierungstätigkeit auf                                           4.994.000,00 EUR 
 der Saldo der Ein- und Auszahlungen aus Finanzierungstätigkeit auf                              665.200,00 EUR 
 
festgesetzt. 
 
 

§ 2 Kredite für Investitionen und Investitionsförderungsmaßnahmen 
 

Der Gesamtbetrag der vorgesehenen Kreditaufnahmen ohne Umschuldungen 
(Kreditermächtigung) wird festgesetzt auf                                     0,00 EUR 
 

 
§ 3 Kredite zur Sicherung der Zahlungsfähigkeit 

 

Der Höchstbetrag der Kredite zur Sicherung der Zahlungsfähigkeit wird festgesetzt auf                                        0,00   EUR 
 

 
§ 4 Verpflichtungsermächtigungen 

 

Der Gesamtbetrag der Verpflichtungsermächtigungen wird festgesetzt auf                  1.660.800,00  EUR 
 

 
§ 5 Eigenkapital 

 

Der Stand des Eigenkapitals zum 31.12. des Haushaltsvorvorjahres betrug                        -  EUR 
Der voraussichtliche Stand des Eigenkapitals zum 31.12. des Haushaltsvorjahres beträgt                  -  EUR 
und zum 31.12. des Haushaltsjahres                                          -  EUR 
 
 

§ 6 Bewirtschaftungsregelungen 
 

Alle Ansätze für Aufwendungen und Ansätze für Auszahlungen werden für gegenseitig deckungsfähig erklärt. 
Ansätze für Auszahlungen aus der Investitionstätigkeit sind ebenfalls gegenseitig deckungsfähig.  
Mehraufwendungen und Mehrauszahlungen gelten nach den zuvor genannten Regelungen nicht als überplanmäßige Aufwen-
dungen und Auszahlungen, solange eine Deckung innerhalb des städtebaulichen Sondervermögens gewährleistet ist. 
Mehrerträge und Mehreinzahlungen dürfen für Mehraufwendungen bzw. Mehrauszahlungen verwendet werden. 
Die Eröffnung neuer Sachkonten innerhalb eines Sondervermögens ist möglich, soweit es die Aufgabenerfüllung erfordert und 
die finanzielle Deckung gewährleistet ist. 
 
Die rechtsaufsichtliche Genehmigung wurde am 31.07.2014 erteilt. 
 
Stralsund, 05.08.2014 
 

i. V.               
Dr.- Ing. Alexander Badrow    
Oberbürgermeister 
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Bekanntmachungsanordnung: 
 

Der Minister für Inneres und Sport des Landes M-V als zuständige Rechtsaufsichtsbehörde hat mit Az: II-174-6100E-2014/029-
002 am 31.07.2014 für die vorstehende Haushaltssatzung 2014 der Hansestadt Stralsund folgende Entscheidung getroffen: 

 

Der in § 4 der Haushaltssatzung des Städtebaulichen Sondervermögens „Grünhufe“ festgesetzte Gesamtbetrag der Verpflich-
tungsermächtigungen in Höhe von 1.660.800,00 EUR wird gemäß §§ 64 Abs. 4, 54 Abs. 4 KV M-V vollständig genehmigt.  

Mit dieser Bekanntmachungsanordnung wird nach § 5 Abs. 4 Satz 1 KV M-V die Haushaltssatzung des Städtebaulichen Son-
dervermögens „Grünhufe“ 2014 öffentlich bekannt gemacht. 
Die Haushaltssatzung und der Haushaltsplan des Städtebaulichen Sondervermögens „Grünhufe“ 2014 sowie dessen Anlagen 
liegen zur Einsichtnahme im Kämmereiamt, Heilgeiststr. 63, öffentlich aus. 
 
Hinweis 
Soweit beim Erlass o. g. Satzung gegen Verfahrens- und Formvorschriften verstoßen wurde, können diese gem. § 5 Abs. 5 der 
Kommunalverfassung für das Land Mecklenburg-Vorpommern nach Ablauf eines Jahres seit dieser öffentlichen Bekanntma-
chung nicht mehr geltend gemacht werden. Diese Einschränkung gilt nicht für die Verletzung von Anzeige-, Genehmigungs- 
oder Bekanntmachungsvorschriften. 
 
Stralsund, 05.08.2014 

i. V.               
Dr.- Ing. Alexander Badrow    
Oberbürgermeister 

 
 

Amtliche Bekanntmachung 
Haushaltssatzung des Städtebaulichen Sondervermögens  

der Hansestadt Stralsund/Knieper West für das Haushaltsjahr 2014 
 
Aufgrund des § 64 Abs. 2 und 4 mit den §§ 45 ff Kommunalverfassung des Landes Mecklenburg-Vorpommern wird nach Be-
schluss der Bürgerschaft der Hansestadt Stralsund vom 23.01.2014 und mit Genehmigung der Rechtsaufsichtsbehörde folgende 
Haushaltssatzung erlassen: 
 

§ 1 Ergebnis- und Finanzhaushalt 
 

Der Haushaltsplan für das Haushaltsjahr 2014 wird 
 
1. im Ergebnishaushalt 
a) der Gesamtbetrag der ordentlichen Erträge auf                                     405.000,00 EUR 
 der Gesamtbetrag der ordentlichen Aufwendungen auf                                 405.000,00  EUR 
 der Saldo der ordentlichen Erträge und Aufwendungen auf                                           0,00  EUR 
 

b)  der Gesamtbetrag der außerordentlichen Erträge auf                                        0,00 EUR 
 der Gesamtbetrag der außerordentlichen Aufwendungen auf                                   0,00 EUR 
 der Saldo der außerordentlichen Erträge und Aufwendungen auf                         0,00 EUR 
 

c)  das Jahresergebnis vor Veränderung der Rücklagen auf                                  0,00 EUR 
 die Einstellung in Rücklagen auf                                          0,00 EUR 
 die Entnahmen aus Rücklagen auf                                               0,00 EUR 
 das Jahresergebnis nach Veränderung der Rücklagen auf                                             0,00 EUR 
 
2. im Finanzhaushalt 
a)  die ordentlichen Einzahlungen auf                                           407.667,00  EUR 
 die ordentlichen Auszahlungen auf                                           404.300,00 EUR 
 der Saldo der ordentlichen Ein- und Auszahlungen auf                                     3.367,00   EUR 
 

b) die außerordentlichen Einzahlungen auf                                     0,00 EUR 
 die außerordentlichen Auszahlungen auf                                    0,00 EUR 
 der Saldo der außerordentlichen Ein- und Auszahlungen auf                           0,00 EUR 
 

c) die Einzahlungen aus Investitionstätigkeit auf                                         36.169,00  EUR 
 die Auszahlungen aus Investitionstätigkeit auf                                         25.000,00 EUR 
 der Saldo der Ein- und Auszahlungen aus Investitionstätigkeit auf                        11.169,00 EUR 
 

d) die Einzahlungen aus Finanzierungstätigkeit auf                                          529.300,00 EUR 
 die Auszahlungen aus Finanzierungstätigkeit auf                                               543.836,00 EUR 
 der Saldo der Ein- und Auszahlungen aus Finanzierungstätigkeit auf                                 - 14.536,00 EUR 
festgesetzt. 
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§ 2 Kredite für Investitionen und Investitionsförderungsmaßnahmen 
 

Der Gesamtbetrag der vorgesehenen Kreditaufnahmen ohne Umschuldungen 
(Kreditermächtigung) wird festgesetzt auf                                     0,00 EUR 
 

 
§ 3 Kredite zur Sicherung der Zahlungsfähigkeit 

 

Der Höchstbetrag der Kredite zur Sicherung der Zahlungsfähigkeit wird festgesetzt auf                                              0,00   EUR 
 

 
§ 4 Verpflichtungsermächtigungen 

 

Der Gesamtbetrag der Verpflichtungsermächtigungen wird festgesetzt auf                    155.000,00 EUR 
 
 

§ 5 Eigenkapital 
 

Der Stand des Eigenkapitals zum 31.12. des Haushaltsvorvorjahres betrug                      - EUR 
Der voraussichtliche Stand des Eigenkapitals zum 31.12. des Haushaltsvorjahres beträgt                - EUR 
und zum 31.12. des Haushaltsjahres                                        - EUR 

 
 

§ 6 Bewirtschaftungsregelungen 
 

Alle Ansätze für Aufwendungen und Ansätze für Auszahlungen werden für gegenseitig deckungsfähig erklärt. 
Ansätze für Auszahlungen aus der Investitionstätigkeit sind ebenfalls gegenseitig deckungsfähig.  
Mehraufwendungen und Mehrauszahlungen gelten nach den zuvor genannten Regelungen nicht als überplanmäßige Aufwen-
dungen und Auszahlungen, solange eine Deckung innerhalb des städtebaulichen Sondervermögens gewährleistet ist. 
Mehrerträge und Mehreinzahlungen dürfen für Mehraufwendungen bzw. Mehrauszahlungen verwendet werden. 
Die Eröffnung neuer Sachkonten innerhalb eines Sondervermögens ist möglich, soweit es die Aufgabenerfüllung erfordert und 
die finanzielle Deckung gewährleistet ist. 
 
Die rechtsaufsichtliche Genehmigung wurde am 31.07.2014 erteilt. 
 
Stralsund, 05.08.2014 

i. V.               
Dr.- Ing. Alexander Badrow    
Oberbürgermeister 
 
 
Bekanntmachungsanordnung: 
 

Der Minister für Inneres und Sport des Landes M-V als zuständige Rechtsaufsichtsbehörde hat mit Az: II-174-6100E-2014/029-
002 am 31.07.2014 für die vorstehende Haushaltssatzung 2014 der Hansestadt Stralsund folgende Entscheidung getroffen: 

 

Der in § 4 der Haushaltssatzung des Städtebaulichen Sondervermögens „Knieper West“ festgesetzte Gesamtbetrag der Ver-
pflichtungsermächtigungen in Höhe von 155.000,00 EUR wird gemäß §§ 64 Abs. 4, 54 Abs. 4 KV M-V vollständig genehmigt.  

Mit dieser Bekanntmachungsanordnung wird nach § 5 Abs. 4 Satz 1 KV M-V die Haushaltssatzung des Städtebaulichen Son-
dervermögens „Knieper West“ 2014 öffentlich bekannt gemacht. 
Die Haushaltssatzung und der Haushaltsplan des Städtebaulichen Sondervermögens „Knieper West“ 2013 sowie dessen Anla-
gen liegen zur Einsichtnahme im Kämmereiamt, Heilgeiststr. 63, öffentlich aus. 
 
Hinweis 
Soweit beim Erlass o. g. Satzung gegen Verfahrens- und Formvorschriften verstoßen wurde, können diese gem. § 5 Abs. 5 der 
Kommunalverfassung für das Land Mecklenburg-Vorpommern nach Ablauf eines Jahres seit dieser öffentlichen Bekanntma-
chung nicht mehr geltend gemacht werden. Diese Einschränkung gilt nicht für die Verletzung von Anzeige-, Genehmigungs- 
oder Bekanntmachungsvorschriften. 
 
Stralsund, 05.08.2014 

i. V.               
Dr.- Ing. Alexander Badrow    
Oberbürgermeister 
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Amtliche Bekanntmachung 
Haushaltssatzung des Städtebaulichen Sondervermögens  

der Hansestadt Stralsund/Kleiner Wiesenweg für das Haushaltsjahr 2014 
 
Aufgrund des § 64 Abs. 2 und 4 mit den §§ 45 ff Kommunalverfassung des Landes Mecklenburg-Vorpommern wird nach Be-
schluss der Bürgerschaft der Hansestadt Stralsund vom 23.01.2014 und mit Genehmigung der Rechtsaufsichtsbehörde folgende 
Haushaltssatzung erlassen: 
 

§ 1 Ergebnis- und Finanzhaushalt 
 

Der Haushaltsplan für das Haushaltsjahr 2014 wird 
 
1. im Ergebnishaushalt 
a) der Gesamtbetrag der ordentlichen Erträge auf                                  2.121.139,00 EUR 
 der Gesamtbetrag der ordentlichen Aufwendungen auf                               2.121.139,00   EUR 
 der Saldo der ordentlichen Erträge und Aufwendungen auf                                     0,00   EUR 
 

b)  der Gesamtbetrag der außerordentlichen Erträge auf                                       0,00 EUR 
 der Gesamtbetrag der außerordentlichen Aufwendungen auf                                 0,00 EUR 
 der Saldo der außerordentlichen Erträge und Aufwendungen auf                        0,00 EUR 
 

c)  das Jahresergebnis vor Veränderung der Rücklagen auf                                 0,00 EUR 
 die Einstellung in Rücklagen auf                                         0,00 EUR 
 die Entnahmen aus Rücklagen auf                                               0,00 EUR 
 das Jahresergebnis nach Veränderung der Rücklagen auf                                           0,00  EUR 
 
2. im Finanzhaushalt 
a)  die ordentlichen Einzahlungen auf                                        2.121.139,00  EUR 
 die ordentlichen Auszahlungen auf                                        1.718.240,00  EUR 
 der Saldo der ordentlichen Ein- und Auszahlungen auf                                  402.899,00  EUR 
 

b) die außerordentlichen Einzahlungen auf                                      0,00 EUR 
 die außerordentlichen Auszahlungen auf                                   0,00 EUR 
 der Saldo der außerordentlichen Ein- und Auszahlungen auf                          0,00 EUR 
 

c) die Einzahlungen aus Investitionstätigkeit auf                                      236.531,00  EUR 
 die Auszahlungen aus Investitionstätigkeit auf                                   1.570.000,00 EUR 
 der Saldo der Ein- und Auszahlungen aus Investitionstätigkeit auf                  -1.333.469,00 EUR 
 

d) die Einzahlungen aus Finanzierungstätigkeit auf                                      3.788.240,00 EUR 
 die Auszahlungen aus Finanzierungstätigkeit auf                                          2.857.670,00 EUR 
 der Saldo der Ein- und Auszahlungen aus Finanzierungstätigkeit auf                               930.570,00 EUR 
 

festgesetzt. 
 
 

§ 2 Kredite für Investitionen und Investitionsförderungsmaßnahmen 
 

Der Gesamtbetrag der vorgesehenen Kreditaufnahmen ohne Umschuldungen 
(Kreditermächtigung) wird festgesetzt auf                                      0,00 EUR 
 

 
§ 3 Kredite zur Sicherung der Zahlungsfähigkeit 

 

Der Höchstbetrag der Kredite zur Sicherung der Zahlungsfähigkeit wird festgesetzt auf                              500.000,00  EUR 
 

 
§ 4 Verpflichtungsermächtigungen 

 

Der Gesamtbetrag der Verpflichtungsermächtigungen wird festgesetzt auf                   300.500,00 EUR 
 
 

§ 5 Eigenkapital 
 

Der Stand des Eigenkapitals zum 31.12. des Haushaltsvorvorjahres betrug                        -  EUR 
Der voraussichtliche Stand des Eigenkapitals zum 31.12. des Haushaltsvorjahres beträgt                    -  EUR 
und zum 31.12. des Haushaltsjahres                                          -  EUR 
 
 

§ 6 Bewirtschaftungsregelungen 
 

Alle Ansätze für Aufwendungen und Ansätze für Auszahlungen werden für gegenseitig deckungsfähig erklärt. 
Ansätze für Auszahlungen aus der Investitionstätigkeit sind ebenfalls gegenseitig deckungsfähig.  
Mehraufwendungen und Mehrauszahlungen gelten nach den zuvor genannten Regelungen nicht als überplanmäßige Aufwen-
dungen und Auszahlungen, solange eine Deckung innerhalb des städtebaulichen Sondervermögens gewährleistet ist. 
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Mehrerträge und Mehreinzahlungen dürfen für Mehraufwendungen bzw. Mehrauszahlungen verwendet werden. 
Die Eröffnung neuer Sachkonten innerhalb eines Sondervermögens ist möglich, soweit es die Aufgabenerfüllung erfordert und 
die finanzielle Deckung gewährleistet ist. 
 
Die rechtsaufsichtliche Genehmigung wurde am 31.07.2014 erteilt. 
 
Stralsund, 05.08.2014 

i. V.               
Dr.- Ing. Alexander Badrow    
Oberbürgermeister 
 
 
 
Bekanntmachungsanordnung: 
 
 

Der Minister für Inneres und Sport des Landes M-V als zuständige Rechtsaufsichtsbehörde hat mit Az: II-174-6100E-2014/029-
002 am 31.07.2014 für die vorstehende Haushaltssatzung 2014 der Hansestadt Stralsund folgende Entscheidung getroffen: 

 
 

Der in § 4 der Haushaltssatzung des Städtebaulichen Sondervermögens „Kleiner Wiesenweg“ festgesetzte Gesamtbetrag der 
Verpflichtungsermächtigungen in Höhe von 300.500,00 EUR wird gemäß §§ 64 Abs. 4, 54 Abs. 4 KV M-V vollständig genehmigt.  

Der in § 3 der Haushaltssatzung des Städtebaulichen Sondervermögens „Kleiner Wiesenweg“ festgesetzte Höchstbetrag der 
Kredite zur Sicherung der Zahlungsfähigkeit in Höhe von 500.000,00 EUR wird gemäß §§ 64 Abs. 4, 54 Abs. 4 KV M-V vollstän-
dig genehmigt.  

Mit dieser Bekanntmachungsanordnung wird nach § 5 Abs. 4 Satz 1 KV M-V die Haushaltssatzung des Städtebaulichen Son-
dervermögens „Kleiner Wiesenweg“ 2014 öffentlich bekannt gemacht. 
Die Haushaltssatzung und der Haushaltsplan des Städtebaulichen Sondervermögens „Kleiner Wiesenweg“ 2014 sowie dessen 
Anlagen liegen zur Einsichtnahme im Kämmereiamt, Heilgeiststr. 63, öffentlich aus. 
 
Hinweis 
Soweit beim Erlass o. g. Satzung gegen Verfahrens- und Formvorschriften verstoßen wurde, können diese gem. § 5 Abs. 5 der 
Kommunalverfassung für das Land Mecklenburg-Vorpommern nach Ablauf eines Jahres seit dieser öffentlichen Bekanntma-
chung nicht mehr geltend gemacht werden. Diese Einschränkung gilt nicht für die Verletzung von Anzeige-, Genehmigungs- 
oder Bekanntmachungsvorschriften. 
 
Stralsund, 05.08.2014 

i. V.               
Dr.- Ing. Alexander Badrow    
Oberbürgermeister 
 
 
 

 
 

Öffentliche Bekanntmachung über die Eröffnung des Zuganges  
zur Übermittlung elektronischer Dokumente an die Hansestadt Stralsund ab dem 01.07.2014 

 
Gemäß § 2 E-Government-Gesetz – EGovG – in Verbindung mit § 3a Abs. 1 Landesverwaltungsverfahrensgesetz – VwVfG M-V 
– werden nachfolgend die Möglichkeiten, über welche Zugänge elektronische Dokumente durch Bürger und Unternehmen an die 
Hansestadt Stralsund übermittelt werden können, bekannt gegeben. 
 
Die Übermittlung elektronischer Dokumente ist mittels E-Mail, auch mit elektronischer Signatur nach Signaturgesetz, möglich. 
 
Die E-Mail-Adressen der zuständigen Mitarbeiter finden Sie unter:    
 
www.stralsund.de/buerger/rathaus/verwaltung 
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Nachfolgende Dateiformate sind zugelassen:  
Word (doc, docx) 
Excel (xls, xlsx)  
Open Office Formate 
pdf, pdf/a 
Bilddateien als jpeg, tiff, bmp 
 
Ausgeschlossen sind zip-Dateien. 
 

 
Es werden Dateigrößen bis maximal 5 MB  zugelassen. 
 
gez. Klaus Gawoehns 
 
 

 
 

Jahresabschluss 2013 
gemäß § 14 Kommunalprüfungsgesetz 

Bekanntmachung der REWA Stralsund GmbH 
 
H. Wiedergabe des Bestätigungsvermerkes und Schlussbemerkung 
 
I.  Wiedergabe des Bestätigungsvermerkes 
Nach dem Ergebnis unserer Prüfung wurde am 04. April 2014 der Jahresabschluss der REWA - Regionale Wasser- und Abwas-
sergesellschaft Stralsund mbH, Stralsund, zum 31. Dezember 2013 und der Lagebericht für das Geschäftsjahr 2013 der folgen-
de uneingeschränkte Bestätigungsvermerk erteilt, der von uns an dieser Stelle wiedergegeben wird: 
"Bestätigungsvermerk des Abschlussprüfers 
Wir haben den Jahresabschluss - bestehend aus Bilanz, Gewinn- und Verlustrechnung sowie Anhang - unter Einbeziehung der 
Buchführung und des Lageberichts der REWA Regionale Wasser- und Abwassergesellschaft Stralsund mbH für das Geschäfts-
jahr vom 1. Januar bis 31. Dezember 2013 geprüft. Die Buchführung und die Aufstellung von Jahresabschluss und Lagebericht 
nach den deutschen handelsrechtlichen Vorschriften und den ergänzenden Bestimmungen des Gesellschaftsvertrags liegen in 
der Verantwortung der gesetzlichen Vertreter der Gesellschaft. Unsere Aufgabe ist es, auf der Grundlage der von uns durchge-
führten Prüfung eine Beurteilung über den Jahresabschluss unter Einbeziehung der Buchführung und über den Lagebericht 
abzugeben. 
Wir haben unsere Jahresabschlussprüfung nach § 317 HGB unter Beachtung der vom Institut der Wirtschaftsprüfer (IDW) fest-
gestellten deutschen Grundsätze ordnungsmäßiger Abschlussprüfung vorgenommen. Danach ist die Prüfung so zu planen und 
durchzuführen, dass Unrichtigkeiten und Verstöße, die sich auf die Darstellung des durch den Jahresabschluss unter Beachtung 
der Grundsätze ordnungsmäßiger Buchführung und durch den Lagebericht vermittelten Bildes der Vermögens-, Finanz- und 
Ertragslage wesentlich auswirken, mit hinreichender Sicherheit erkannt werden. Bei der Festlegung der Prüfungshandlungen 
werden die Kenntnisse über die Geschäftstätigkeit und über das wirtschaftliche und rechtliche Umfeld der Gesellschaft sowie die 
Erwartungen über mögliche Fehler berücksichtigt. Im Rahmen der Prüfung werden die Wirksamkeit des rechnungslegungsbezo-
genen internen Kontrollsystems sowie Nachweise für die Angaben in Buchführung, Jahresabschluss und Lagebericht überwie-
gend auf der Basis von Stichproben beurteilt. Die Prüfung umfasst die Beurteilung der angewandten Bilanzierungsgrundsätze 
und der wesentlichen Einschätzungen der gesetzlichen Vertreter sowie die Würdigung der Gesamtdarstellung des Jahresab-
schlusses und des Lageberichtes. Wir sind der Auffassung, dass unsere Prüfung eine hinreichend sichere Grundlage für unsere 
Beurteilung bildet. 
Unsere Prüfung hat zu keinen Einwendungen geführt. 
Nach unserer Beurteilung aufgrund der bei der Prüfung gewonnenen Erkenntnisse entspricht der Jahresabschluss den gesetzli-
chen Vorschriften und den ergänzenden Bestimmungen des Gesellschaftsvertrags und vermittelt unter Beachtung der Grund-
sätze ordnungsmäßiger Buchführung ein den tatsächlichen Verhältnissen entsprechendes Bild der Vermögens-, Finanz- und 
Ertragslage der Gesellschaft. Der Lagebericht steht in Einklang mit dem Jahresabschluss, vermittelt insgesamt ein zutreffendes 
Bild von der Lage der Gesellschaft und stellt die Chancen und Risiken der zukünftigen Entwicklung zutreffend dar." 
 
II.  Schlussbemerkung 
Diesen Prüfungsbericht erstatten wir in Übereinstimmung mit den gesetzlichen Vorschriften und den Grundsätzen ordnungsmä-
ßiger Berichterstattung bei Abschlussprüfungen (IDW PS 450). 
Die Veröffentlichung oder Weitergabe des Jahresabschlusses und/oder Lageberichtes in einer von der bestätigten Fassung 
abweichenden Form (einschließlich der Übersetzung in andere Sprachen) erfordert unsere erneute Stellungnahme, soweit dabei 
unser Bestätigungsvermerk zitiert oder auf unsere Prüfung hingewiesen wird. 
 
III. Die Gesellschafterversammlung der REWA Stralsund GmbH hat am 21.05.2014 den Bericht des Aufsichtsrates an die Ge-
sellschafterversammlung zum Jahresabschluss 2013 zur Kenntnis genommen und den Jahresabschluss 2013 mit dem Lagebe-
richt festgestellt. 
 
IV. Der Jahresabschluss 2013 und der Lagebericht werden vom Zeitpunkt der Veröffentlichung dieser Bekanntmachung an für 
sieben Tage in den Geschäftsräumen der REWA Stralsund GmbH, Bauhofstraße 5, in Stralsund ausgelegt. 
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Wir geben bekannt, dass der testierte Jahresabschluss und der Lagebericht für das Geschäftsjahr 2013 am 04.07.2014 im elekt-
ronischen Bundesanzeiger unter der HRB-Nr. 1743 veröffentlicht wurden. 
 

Stralsund, 17. Juli 2014 
 

gez. Jürgen Müller 
Geschäftsführer 
 
 
 

Jahresabschluss 2013 
gemäß § 14 Kommunalprüfungsgesetz 

Bekanntmachung der SWS Energie GmbH  
 
I. Der Jahresabschluss 2013 der SWS Energie GmbH wurde durch die ACCO GmbH Wirtschaftsprüfungsgesellschaft geprüft 
und am 23. Mai 2014 mit folgendem Bestätigungsvermerk versehen: 
  

„Bestätigungsvermerk des Abschlussprüfers 
Wir haben den Jahresabschluss – bestehend aus Bilanz, Gewinn- und Verlustrechnung sowie Anhang - unter Einbeziehung der 
Buchführung und den Lagebericht der SWS Energie GmbH für das Geschäftsjahr vom 1. Januar bis 31. Dezember 2013 geprüft. 
Nach § 6 Abs. 5 EnWG umfasste die Prüfung auch die Einhaltung der Pflichten zur Entflechtung in der internen Rechnungsle-
gung nach § 6b Abs. 3 EnWG. Die Buchführung und die Aufstellung von Jahresabschluss und Lagebericht nach den deutschen 
handelsrechtlichen Vorschriften und den ergänzenden Bestimmungen des Gesellschaftsvertrags sowie die Einhaltung der Pflich-
ten nach § 6b Abs. 3 EnWG liegen in der Verantwortung der gesetzlichen Vertreter der Gesellschaft. Unsere Aufgabe ist es, auf 
der Grundlage der von uns durchgeführten Prüfung eine Beurteilung über den Jahresabschluss unter Einbeziehung der Buch-
führung und über den Lagebericht sowie über die interne Rechnungslegung nach § 6b Abs. 3 EnWG abzugeben. 

Wir haben unsere Jahresabschlussprüfung nach § 317 HGB unter Beachtung der vom Institut der Wirtschaftsprüfer (IDW) fest-
gestellten deutschen Grundsätze ordnungsmäßiger Abschlussprüfung vorgenommen. Danach ist die Prüfung so zu planen und 
durchzuführen, dass Unrichtigkeiten und Verstöße, die sich auf die Darstellung des durch den Jahresabschluss unter Beachtung 
der Grundsätze ordnungsmäßiger Buchführung und durch den Lagebericht vermittelten Bildes der Vermögens-, Finanz- und 
Ertragslage wesentlich auswirken, mit hinreichender Sicherheit erkannt werden und dass mit hinreichender Sicherheit beurteilt 
werden kann, ob die Pflichten nach § 6b Abs. 3 EnWG in allen wesentlichen Belangen erfüllt sind. Bei der Festlegung der Prü-
fungshandlungen werden die Kenntnisse über die Geschäftstätigkeit und über das wirtschaftliche und rechtliche Umfeld der 
Gesellschaft sowie die Erwartungen über mögliche Fehler berücksichtigt. Im Rahmen der Prüfung werden die Wirksamkeit des 
rechnungslegungsbezogenen internen Kontrollsystems sowie Nachweise für die Angaben in Buchführung, Jahresabschluss und 
Lagebericht sowie in der internen Rechnungslegung nach § 6b Abs. 3 EnWG überwiegend auf der Basis von Stichproben beur-
teilt. Die Prüfung umfasst die Beurteilung der angewandten Bilanzierungsgrundsätze und der wesentlichen Einschätzungen der 
gesetzlichen Vertreter, die Würdigung der Gesamtdarstellung des Jahresabschlusses und des Lageberichts sowie die Beurtei-
lung, ob die Wertansätze und die Zuordnung der Konten in der internen Rechnungslegung nach § 6b Abs. 3 EnWG sachgerecht 
und nachvollziehbar erfolgt sind und der Grundsatz der Stetigkeit beachtet wurde.  
Wir sind der Auffassung, dass unsere Prüfung eine hinreichend sichere Grundlage für unsere Beurteilung bildet. 
Unsere Prüfung hat zu keinen Einwendungen geführt. 
Nach unserer Beurteilung, aufgrund der bei der Prüfung gewonnenen Erkenntnisse, entspricht der Jahresabschluss den deut-
schen handelsrechtlichen Vorschriften und den ergänzenden landesrechtlichen Vorschriften und den ergänzenden Bestimmun-
gen des Gesellschaftsvertrages und vermittelt unter Beachtung der Grundsätze ordnungsmäßiger Buchführung ein den tatsäch-
lichen Verhältnissen entsprechendes Bild der Vermögens-, Finanz- und Ertragslage der Gesellschaft. Der Lagebericht steht in 
Einklang mit dem Jahresabschluss, vermittelt insgesamt ein zutreffendes Bild von der Lage der Gesellschaft und stellt die Chan-
cen und Risiken der zukünftigen Entwicklung zutreffend dar. 
Die Prüfung der Einhaltung der Pflichten zur Entflechtung in der internen Rechnungslegung nach § 6b Abs. 3 EnWG hat zu 
keinen Einwendungen geführt.“ 
 

ACCO GmbH 
Wirtschaftsprüfungsgesellschaft 
gez. Herrfurth     
Wirtschaftsprüfer     

 
II.  Die Gesellschafterversammlung der SWS Energie GmbH hat am 20.06.2014 den Bericht des Aufsichtsrates an die Gesell-
schafterversammlung zum Jahresabschluss 2013 zur Kenntnis genommen und den Jahresabschluss 2013 mit dem Lagebericht 
festgestellt. 

III. Der Jahresabschluss 2013 und der Lagebericht werden vom Zeitpunkt der Veröffentlichung dieser Bekanntmachung an für 
sieben Tage in den Geschäftsräumen der SWS Energie GmbH, Frankendamm 7, in Stralsund öffentlich ausgelegt. 
 

Wir geben bekannt, den testierten Jahresabschluss und den Lagebericht für das Geschäftsjahr 2013 am 08. Juli 2014 dem Bun-
desanzeiger elektronisch unter der HRB-Nr. 2209 des Amtsgerichtes Stralsund eingereicht zu haben. 
 

Stralsund, 08.07.2014 
 

gez. Christian Koos 
Geschäftsführer  
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Jahresabschluss 2013 
gemäß § 14  Kommunalprüfungsgesetz 

Bekanntmachung der SWS Netze GmbH 
 
 

I. Der Jahresabschluss 2013 der SWS Netze GmbH wurde durch die ACCO GmbH Wirtschaftsprüfungsgesellschaft geprüft und 
am 21. Mai 2014  mit folgendem Bestätigungsvermerk versehen: 
 
  

Bestätigungsvermerk des Abschlussprüfers an die SWS Netze GmbH 
Wir haben den Jahresabschluss – bestehend aus Bilanz, Gewinn- und Verlustrechnung sowie Anhang – unter Einbeziehung der 
Buchführung und den Lagebericht der SWS Netze GmbH für das Geschäftsjahr vom 01. Januar bis 31. Dezember 2013 geprüft. 
Nach § 6b Abs. 5 EnWG umfasste die Prüfung auch die Einhaltung der Pflichten zur Entflechtung in der internen Rechnungsle-
gung nach § 6b Abs. 3 EnWG. Die Buchführung und die Aufstellung von Jahresabschluss und Lagebericht nach den deutschen 
handelsrechtlichen Vorschriften und den ergänzenden Bestimmungen des Gesellschaftsvertrages sowie die Einhaltung der 
Pflichten nach § 6b Abs. 3 EnWG liegen in der Verantwortung der gesetzlichen Vertreter der Gesellschaft. Unsere Aufgabe ist 
es, auf der Grundlage der von uns durchgeführten Prüfung eine Beurteilung über den Jahresabschluss unter Einbeziehung der 
Buchführung und über den Lagebericht sowie über die interne Rechnungslegung nach § 6b Abs. 3 EnWG abzugeben.  
Wir haben unsere Jahresabschlussprüfung nach § 317 HGB unter Beachtung der vom Institut der Wirtschaftsprüfer (IDW) fest-
gestellten deutschen Grundsätze ordnungsmäßiger Abschlussprüfung vorgenommen. Danach ist die Prüfung so zu planen und 
durchzuführen, dass Unrichtigkeiten und Verstöße, die sich auf die Darstellung des durch den Jahresabschluss unter Beachtung 
der Grundsätze ordnungsmäßiger Buchführung und durch den Lagebericht vermittelten Bildes der Vermögens-, Finanz- und 
Ertragslage wesentlich auswirken, mit hinreichender Sicherheit erkannt werden und dass mit hinreichender Sicherheit beurteilt 
werden kann, ob die Pflichten nach § 6b Abs. 3 EnWG in allen wesentlichen Belangen erfüllt sind.  Bei der Feststellung der 
Prüfungshandlungen werden die Kenntnisse über die Geschäftstätigkeit und über das wirtschaftliche und rechtliche Umfeld der 
Gesellschaft sowie die Erwartungen über mögliche Fehler berücksichtigt. Im Rahmen der Prüfung werden die Wirksamkeit des 
rechnungslegungsbezogenen internen Kontrollsystems sowie Nachweise für die Angaben in Buchführung, Jahresabschluss und 
Lagebericht sowie in der internen Rechnungslegung nach § 6b Abs. 3 EnWG überwiegend auf der Basis von Stichproben beur-
teilt. Die Prüfung umfasst die Beurteilung der angewandten Bilanzierungsgrundsätze und der wesentlichen Einschätzung der 
gesetzlichen Vertreter, die Würdigung der Gesamtdarstellung des Jahresabschlusses und des Lageberichts sowie die Beurtei-
lung, ob die Wertansätze und die Zuordnung der Konten in der internen Rechnungslegung nach § 6b Abs. 3 EnWG sachgerecht 
und nachvollziehbar erfolgt sind und der Grundsatz der Stetigkeit beachtet wurde.      
Wir sind der Auffassung, dass unsere Prüfung eine hinreichend sichere Grundlage für unsere Beurteilung bildet.  
 
Unsere Prüfung hat zu keinen Einwendungen geführt. 
 
Nach unserer Beurteilung aufgrund der bei der Prüfung gewonnenen Erkenntnisse entspricht der Jahresabschluss den deut-
schen handelsrechtlichen Vorschriften und den ergänzenden landesrechtlichen Vorschriften und den ergänzenden Bestimmun-
gen des Gesellschaftsvertrags und vermittelt unter Beachtung der Grundsätze ordnungsmäßiger Buchführung ein den tatsächli-
chen Verhältnissen entsprechendes Bild der Vermögens-, Finanz- und Ertragslage der Gesellschaft. Der Lagebericht steht in 
Einklang mit dem Jahresabschluss, vermittelt insgesamt ein zutreffendes Bild von der Lage der Gesellschaft und stellt die Chan-
cen und Risiken der zukünftigen Entwicklung zutreffend dar. Die Prüfung der Einhaltung zur Entflechtung in der internen Rech-
nungslegung nach § 6b Abs. 3 EnWG hat zu keinen Einwendungen geführt.  
 

Schwerin, den 21. Mai  2014      
 

ACCO GmbH   
Wirtschaftsprüfungsgesellschaft 
Herrfurth  
Wirtschaftsprüfer   
 
 
II.  Die Gesellschafterversammlung der SWS Netze GmbH hat am 23.06.2014 den Jahresabschluss 2013 mit dem Lagebericht 
festgestellt. 
 
 
III. Der Jahresabschluss 2013 und der Lagebericht  werden vom Zeitpunkt der Veröffentlichung dieser Bekanntmachung an für 
sieben Tage in den Geschäftsräumen der SWS Netze GmbH, Frankendamm 7, in Stralsund öffentlich ausgelegt. 
 

Wir geben bekannt, den testierten Jahresabschluss und den Lagebericht für das Geschäftsjahr 2013 am  09. Juli 2014 dem 
Bundesanzeiger elektronisch unter der HRB-Nr. 7309 des Amtsgerichtes Stralsund eingereicht zu haben. 
 
Stralsund, den 08.07.2014 
 

gez. Rohr 
Geschäftsführer  
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INFORMATIONEN 
……………………………………………………………………………………………………………………………………………………… 
 
Neuberufung des Seniorenbeirats der Hansestadt Stralsund 
Vorschläge bis zum 31. August möglich 
 

Nach der Kommunalwahl im Mai 2014 ist der Seniorenbeirat der Hansestadt Stralsund neu zu besetzen. Laut Satzung des Se-
niorenbeirates der Hansestadt Stralsund werden die Mitglieder des Seniorenbeirates durch die jeweilige Bürgerschaft für die 
Dauer einer Amtszeit der Bürgerschaft berufen.  
Der Seniorenbeirat besteht aus bis zu 30 Mitgliedern. In den Seniorenbeirat können Einwohnerinnen und Einwohner der Hanse-
stadt Stralsund berufen werden, die das 60. Lebensjahr vollendet haben. Die Mitglieder des Seniorenbeirates üben ihre Tätigkeit 
im Rahmen der Gesetze nach ihrer freien, nur dem Gemeinwohl verpflichteten Überzeugung aus. 
 
Bis zum 31. August 2014 können Vereine, Verbände, Institutionen und Organisationen jeweils eine Kandidatin oder einen Kan-
didaten zur Berufung schriftlich vorschlagen. Außerdem können Bürgerinnen und Bürger mit einer Einzelbewerbung einen An-
trag auf Berufung in den Seniorenbeirat stellen.  
Die Anträge sind an den Seniorenbeirat der Hansestadt Stralsund, Knieperdamm 28, 18435 Stralsund 
oder per E-Mail an seniorenbeirat-stralsund@gmx.de zu schicken.  
Rückfragen sind unter Telefon Nr. 30 20 18 möglich. 
 
Udo Blohm, Vorsitzender des Seniorenbeirates der Hansestadt Stralsund 
 

 

Sommerliche Stromfresser entlarven  

Mobile Klimageräte oder Ventilatoren verschaffen bei diesen wirklich hochsommerlichen Temperaturen angenehme Abkühlung. 
Aber, wie viel Strom verbrauchen sie und welche Kosten entstehen dadurch? 
Auch Elektrogeräte wie Computer, Toaster oder Wasserkocher verbrauchen Energie, wenn sie ihre eigentliche Funktion nicht 
erfüllen: im Leerlauf, dem Standby-Modus. So entstehen in deutschen Privathaushalten und Büros jährlich Kosten von mindes-
tens fünf bis sechs Milliarden Euro. 
Kunden der Umwelt- und der Stadtbibliothek können kostenlos ein Energiesparpaket ausleihen und damit die häuslichen „Strom-
fresser“ entlarven. Saskia Schütt, Stralsunds Klimaschutzmanagerin hat das Projekt in Stralsund in die Wege geleitet. 
Das Paket selbst enthält neben einem Energiekostenmonitor und einem Verlängerungskabel eine ausführliche Bedienungsanlei-
tung. Das kleine Messgerät zeigt – zwischen Steckdose und dem zu untersuchenden Gerät gesteckt – nicht nur den Strom-
verbrauch eines Elektrogerätes an, sondern auch die hochgerechneten jährlichen Betriebskosten. Energieeinsparung und Effi-
zienz sind wesentliche Bestandteile der Energiewende. 
Die vom Umweltbundesamt zur Verfügung gestellten Energiesparpakete für Bibliotheken machen deutlich, an welcher Stelle 
eine abschaltbare Steckleiste Sinn macht und ob der alte Kühlschrank gegen ein neues energieeffizientes Gerät ausgetauscht 
werden sollte. Das Messgerät zeigt einfach und schnell Potentiale zur Energie- und Kosteneinsparung auf. In Kombination mit 
einem Wechsel zu einem zertifizierten Ökostromanbieter kann ohne großen Aufwand ein Beitrag zum Klima- und Umweltschutz 
geleistet werden. 
 

Das Energiesparpaket kann in der Umweltbibliothek in der Tribseer Straße 28 und in der Stadtbibliothek, Badenstraße 13, aus-
geliehen werden.  
 

Mehr zum Klimaschutz in Stralsund ist zu finden unter der Internetadresse www.stralsund.de/klimaschutz 
 

…………………………………………………………………………………………………………………………. 
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